Deutsdier Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudksache 2393 


Der Bundesminister für Wirtsdiaft 
V B 1 - 33152/56 III 


Bonn, den 16. Mai 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Deutsch-amerikanisches Filmabkommen vom 
26. April 1956 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
20. Oktober 1954 
- Drucksache 889 (neu) - 


Ich gestatte mir, Ihnen mitzuteilen, daß dem Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 20. Oktober 1954 durch die Unterzeichnung eines 
Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den 
Vereinigten Staaten von Amerika über Filmfragen am 26. April 1956 
in Bonn Rechnung getragen ist. Durch den erwähnten, auf Grund 
eines interfraktionellen Antrages — Drucksache 889 (neu) — gefaßten 
Beschluß des Bundestages wurde die Bundesregierung ersucht, zu 
veranlassen, daß die Bestimmungen im Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommen (GATT), die die Entwicklung des deutschen 
Films besonders erschweren, mit dem Ziel ihrer Beseitigung über- 
prüft werden. 

Abschrift des Abkommens darf ich als Anlage mit der Bitte um 
Kenntnisnahme beifügen. 

Der Regierungsentwurf eines Zustimmungsgesetzes zu dem Ab- 
kommen wird dem Deutschen Bundestag demnächst zugeleitet 
werden. 


Dr. Erhard 


Druck: Buchdruckerei Peter Meier, Bulsdorl/Slegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 
Telefon 3551 



Abschrift 


Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten 
Staaten von Amerika über Filmfragen 


Artikel 1 

Die Vereinigten Staaten von Amerika stimmen der vollständigen 
Aufhebung der Anmerkung zu Tarif-Nr. 37 08 in der Liste XXXIII 
des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens betreffend Spielzeit- 
kontingente für die Vorführung von ausländischen Filmen in der 
Bundesrepublik Deutschland zu. 

Artikel 2 

Die Bundesrepublik Deutschland erklärt sich bereit, bis zum 
31. Dezember 1957 die Einfuhr von ausländischen Filmen in das 
Gebiet der Bundesrepublik sowie deren Vorführung an keine weiteren 
oder erschwerenden Bedingungen oder Voraussetzungen zu knüpfen, 
sofern es sich nicht um Maßnahmen handelt, die auf in- und aus- 
ländische Filme in gleicher Weise angewendet werden. Die Geltungs- 
dauer der in diesem Artikel übernommenen Verpflichtung wird 
automatisch um ein weiteres Jahr verlängert, sofern sie nicht von 
einer der beiden Vertragsparteien bis zum 30. September 1957 
ausdrücklich gekündigt wird. Die Vertragsparteien sind sidi darüber 
einig, daß diese Verpflichtung die Anwendung des Artikels XIX 
des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens nicht ausschließt. 

Artikel 3 

Falls nach Ablauf des in Artikel 2 erwähnten Zeitraums ein 
Spielzeitkontingent eingeführt wird und hierbei die deutsche Devisen- 
lage Verbote oder Beschränkungen erforderlich macht, werden diese 
lediglich den Nichttransfer von Erträgnissen betreffen. Diese Ver- 
pflichtung kann jeweils bis zum 30. September mit Wirkung zum 
31. Dezember des betreffenden Jahres gekündigt werden. 

Artikel 4 

Beide Vertragsparteien behalten sich ausdrücklich alle Rechte aus 
Artikel XXni df s Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens vor. 

Artikel 5 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, welches für 
die Zwecke dieses Abkommens nur die Gebiete umfaßt, über welche 
der Senat von Berlin behördliche Befugnisse ausübt, vorausgesetzt, 
daß die Regierung der Bundesrepublik Deutschland der Regierung 
der Vereinigten Staaten innerhalb von drei Monaten nach Inkraft- 
treten des Abkommens schriftlich notifiziert, daß alle für die An- 
wendung dieses Abkommens in Berlin erforderlichen rechtlichen 
Voraussetzungen erfüllt sind. 
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Artikel 6 


Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tage in Kraft, an 
dem bei der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika die 
Notifizierung eingeht, daß das Abkommen in der Bundesrepublik 
Deutschland die verfassungsmäßige Zustimmung gefunden hat. 

Zu Urkund dessen haben die Unterzeichneten Vertreter dieses 
Abkommen unterschrieben. 

Geschehen zu Bonn am 26. April 1956 

in zwei Urschriften, jede in deutscher und englischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Für die Vereinigten Staaten 

Deutschland von Amerika 

gez. Hallstein gez. James Bryant Conant 


3 



